
Die Diskussion auf der gemeinsamen Beratung kon­
zentrierte sich auf folgende Probleme, die auch Gegen­
stand der Thesen waren: Einbeziehung der Öffentlich­
keit in das Ermittlungsverfahren, Ausgestaltung der 
Arbeitsplatzverpflichtung und der Bürgschaft, Kontrolle 
der Wirksamkeit der bedingten Verurteilungen, rechts­
propagandistische Tätigkeit der Staatsanwälte und 
Richter.
Zum Inhalt und Umfang der Einbeziehung gesellschaft­
licher Kräfte in das Ermittlungsverfahren sprachen Be­
zirksstaatsanwalt W o l f  (Schwerin) und Bezirks­
gerichtsdirektor H e u c k e n d o r f  (Schwerin). Sie ver­
traten die Auffassung, daß die Einbeziehung der gesell­
schaftlichen Kräfte dem Ziel dient, die objektive Wahr­
heit zu erforschen. Erst nach allseitiger Aufklärung 
der Tat könne mit dem Kollektiv darüber beraten 
werden, in welchen Formen es am weiteren Verlauf des 
Verfahrens teilnehmen könne. Wird der Inhalt dieser 
Aussprachen mit dem Kollektiv aktenkundig gemacht, 
dann kann auch das Gericht im Stadium der Eröffnung 
des Verfahrens prüfen, inwieweit im Ermittlungsver­
fahren die Voraussetzungen für die Wirksamkeit des 
Verfahrens durch Einbeziehung gesellschaftlicher 
Kräfte geschaffen wurden.
Zu der These, die Gerichte sollten die Sache gern. § 174 
StPO zurückgeben, wenn „elementare Forderungen 
des Rechlspflegeerlasses“ hinsichtlich der Einbeziehung 
gesellschaftlicher Kräfte außer acht gelassen wurden, 
äußerten sich mehrere Diskussionsredner. Bezirks­
gerichtsdirektor S e i f e r t  (Rostock) und stellv. Be­
zirksgerichtsdirektor K n e c h t  (Halle) kritisierten, daß 
die Formulierung „elementare Forderungen“ zu unbe­
stimmt sei, und forderten, die Verantwortung zwischen 
Staatsanwalt und Gericht klar abzugrenzen. Oberrichter 
N e u m a n n  (Oberstes Gericht) vertrat dazu die Auf­
fassung, von § 174 StPO dürfe nur Gebrauch gemacht 
werden, wenn zusätzliche Ermittlungen notwendig sind; 
das sei aber nicht der Fall, wenn das Untersuchungs­
organ versäumt hat, die Voraussetzungen einer Arbeits­
platzverpflichtung, einer Bürgschaft oder die Mitwir­
kung gesellschaftlicher Ankläger oder Verteidiger zu 
prüfen. Elementare Forderungen des Rechtspflege­
erlasses seien dagegen außer acht gelassen, wenn kein 
Kollektivvertreter gehört und auch dessen Teilnahme 
an der Hauptverhandlung nicht geklärt worden sei. 
Präsident Dr. T o e p 1 i t z erklärte in seinem Schluß­
wort, es gebe keine Formel dafür, wann im Ermitt­
lungsverfahren die notwendigen Voraussetzungen für 
die gesellschaftliche Wirksamkeit des Verfahrens ge­
schaffen seien. § 174 StPO dürfe keinesfalls als Angel­
punkt der gesellschaftlichen Wirksamkeit gesehen wer­
den und löse auch nicht die Abgrenzung der Verantwor­
tung zwischen Gericht und Staatsanwalt.
Einige Diskussionsredner hoben hervor, daß die For­
men der gesellschaftlichen Mitwirkung oft noch undif­
ferenziert angewendet werden. So berichtete der Gene­
ralstaatsanwalt von Groß-Berlin, T e u b e r ,  von Ver­
fahren, in denen auf Drängen der Untersuchungsorgane 
schließlich alle Formen der gesellschaftlichen Mitwir­
kung, vom gesellschaftlichen Verteidiger über die Bürg­
schaftserklärung bis zur Arbeitsplatzbindung, ange­
wandt worden seien, obwohl sich die Kollektive über 
die Bedeutung ihrer Mitwirkung gar nicht im klaren 
waren. Auch W o l f  nannte Beispiele dafür, daß das 
Untersuchungsorgan auf das Kollektiv einwirkte, einen 
gesellschaftlichen Ankläger zu benennen, während das 
Kollektiv einen gesellschaftlichen Verteidiger dele­
gieren wollte.
Dr. D ä h n (Institut für staats- und rechtswissenschaft­
liche Forschung der Deutschen Akademie für Staats­
und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“) legte dar, 
daß die Bindung an den Arbeitsplatz und die Bürgschaft

als neue Formen der inhaltlichen Ausgestaltung der be­
dingten Verurteilung gesellschaftlich nur wirksam wer­
den können, wenn sie als Hebel zur Ingangsetzung der 
gesellschaftlichen Selbsterziehung mit dem Ziel der 
Überwindung der Ursachen und der begünstigenden 
Bedingungen der Straftat erkannt und angewandt wer­
den. Gegenwärtig seien die Bedingungen für die Er­
ziehung bedingt Verurteilter in den verschiedenen ge­
sellschaftlichen Bereichen (Industrie, Landwirtschaft 
usw.) noch sehr unterschiedlich. Es gebe Beispiele da­
für, daß Betriebsleiter die Verpflichtungen von Kollek­
tiven nicht beachteten, den bedingt Verurteilten aus 
seiner Brigade herausnahmen und ihm solche Arbeiten 
zuwiesen, für die zur Zeit keine Arbeitskräfte vorhan­
den waren. Daher müsse stets die Einheit von Erfül­
lung der kollektiven Produktionsaufgaben und der Er­
ziehung des Rechtsverletzers gewährleistet sein und be­
achtet werden, daß der Gestrauchelte nicht bloßes Ob­
jekt der Erziehung ist, sondern seine Aktivität bei der 
Realisierung der Verpflichtungen gefördert werden 
muß. Soweit Verpflichtungen zur Qualifizierung des 
bedingt Verurteilten festgelegt würden, müßten sie 
zielgerichtet in die vom Kollektiv zu erfüllenden Auf­
gaben eingeordnet werden.
Kriterien für den Ausspruch der Arbeitsplatzverpflich­
tung stellte G. M ü l l e r  (Staatsanwalt beim General­
staatsanwalt der DDR) zur Diskussion. Er kritisierte 
das Urteil des Obersten Gerichts vom 22. November 1963 
— 3 Zst 16/63 — (NJ 1963 S. 797), in dem gesagt wird, daß 
für den Ausspruch einer Arbeitsplatzverpflichtung 
neben den Gründen, die eine bedingte Verurteilung 
rechtfertigen, keine zusätzlichen Gründe erforderlich 
seien. Diese Auffassung führe dazu, daß die Arbeits­
platzverpflichtung faktisch zu einer generellen Zusatz­
strafe wird. Für den Ausspruch einer Arbeitsplatzver­
pflichtung müsse nicht nur geprüft werden, ob die Vor­
aussetzungen dafür im Betrieb vorhanden seien, son­
dern auch, ob in der Person des Angeklagten liegende 
Umstände sie erfordern. Die Arbeitsplatzverpflichtung 
sei nicht — wie L i s c h k e / S c h r ö d e r  behaupte­
ten3 — schlechthin eine gerichtliche Maßnahme zur Er­
höhung der gesellschaftlichen Wirksamkeit der beding­
ten Verurteilung. Durch die automatische Anwendung 
dieser Maßnahme ohne Prüfung der subjektiven Vor­
aussetzungen könne bei dem Täter, der gute Arbeits­
leistungen erbringt und Schlußfolgerungen aus seinem 
früheren falschen Verhalten gezogen hat, eine diskrimi­
nierende Wirkung erzielt werden, da er die Arbeits­
platzverpflichtung als mangelndes Vertrauen in seine 
Bereitschaft zur Wiedergutmachung auffassen könne. 
Nach Auffassung Müllers kommt die Arbeitsplatzver­
pflichtung nur bei Vorliegen folgender Voraussetzungen 
in Betracht:
a) wenn der Täter infolge bisheriger Arbeitspflichtver­
letzungen, die nicht im Zusammenhang mit der Straftat 
zu stehen brauchen, aber eine negative Grundeinstel­
lung des Täters zur sozialistischen Arbeitsmoral charak­
terisieren, Veranlassung hat, besonders in seiner Arbeit 
zu zeigen, daß er aus seiner Verurteilung die richtigen 
Schlußfolgerungen gezogen hat;
b) wenn konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß 
sich der Täter der kollektiven Erziehung entziehen will. 
Müller stellte ferner einige arbeitsrechtliche Aspekte 
der Arbeitsplatzbindung zur Diskussion. So sei zu be­
achten, daß der Täter an den Betrieb, nicht aber der 
Betrieb an den Täter „gebunden“ werde. Aus inner­
betrieblichen technischen und organisatorischen Grün­
den könne deshalb der Betriebsleiter dem bedingt Ver­
urteilten einen anderen Arbeitsplatz zuweisen. Die Ar­
beitsplatzbindung bleibe hier bestehen, weil sie sich auf

•1 Lischke Schröder, „Einige Probleme der Anwendung der 
Arbeitsplatzverpflichtung“, NJ 1964 S. 464.
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